Geſetz⸗Sammlung 
für die 
Königlichen Pfeeußiſchen Staaten 


(Nr. 5389.) Geſetz, betreffend die Anlegung von Hypothekenfolien für Gerechtigkeiten zur 
Gewinnung von Stein- und Braunkohlen in den vormals Koͤniglich 
Saͤchſiſchen Landestheilen, in welchen das Kurfuͤrſtlich Saͤchſiſche Mandat 
vom 19. Auguſt 1743. Guͤltigkeit hat. Vom 1. Juni 1861. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ıc. 


verordnen fuͤr die vormals Koͤniglich Saͤchſiſchen Landestheile, ſoweit in den⸗ 
ſelben das Kurfuͤrſtlich Saͤchſiſche Mandat vom 19. Auguſt 1743. Guͤltigkeit 
hat, mit Zuſtimmung beider Haufer des Landtages der Monarchie, was folgt: 


H. 1. 


Das Recht, auf dem Grundſtuͤcke eines Anderen, oder im Falle des 
$. 5. auf dem eigenen Grundſtuͤcke Stein: und Braunkohlen zu fördern, ges 
hört zu denjenigen Gerechtigkeiten, welche in Gemaͤßheit des $. 14. Tit. I. der 
Hypothekenordnung vom 20. Dezember 1783. unter beſonderer Nummer in das 
Hypothekenbuch eingetragen werden koͤnnen. 


H. 2. 


Fuͤr die Form der Vertrage über den Erwerb, die Verpfaͤndung und 
Veraͤußerung einer ſolchen Kohlenbaugerechtigkeit gelten dieſelben Beſtimmun⸗ 
gen, welche in dieſer Beziehung fuͤr Grundſtuͤcke zur Anwendung kommen. 


H. 3. 


Vertraͤge, durch welche eine Kohlenbaugerechtigkeit veraͤußert worden, 
koͤnnen wegen behaupteter Verletzung uͤber die Halfte nicht angefochten werden. 


H. 4. 


Zur Begrundung des Antrages auf Anlegung eines Hypothekenfoliums 
Ki Jahrgang 1861. (Nr. 5389) 49 fuͤr 
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fuͤr die Gerechtigkeit zum Kohlenbau auf fremdem Grund und Boden ſind dem 
Hypothekenrichter die Urkunden, welche dieſes Recht begruͤnden, außerdem, wo 


dies nach $. 7. des Regulatios vom 19. Oktober und 13. November 1843. | 


erforderlich ift, der Bauerlaubnißſchein der Bergbehörde vorzulegen. Beruht 
die Berechtigung zum Kohlenbau auf einer von der Bergbehoͤrde ertheilten Kon⸗ 
zeſſion, ſo reicht die letztere allein zur Begruͤndung des Antrages aus, wenn 
dieſer von demjenigen geſtellt wird, welchem die Konzeſſion ertheilt iſt. 


H. 5. 


Will der Eigenthuͤmer eines Grundſtuͤcks das ihm zuſtehende Recht des 
Abbaues der in demſelben befindlichen Kohlen als eine ſelbſtſtaͤndige Gerechtig⸗ 
keit beſitzen, ſo iſt auf Grund der hieruͤber gerichtlich oder notariell von ihm 
abgegebenen Erklaͤrung und des ihm von der Bergbehoͤrde ertheilten Erlaubniß— 
ſcheins, ſofern deſſen Einholung nach F. 7. des Regulativs vom 19. Oktober 
und 13. November 1843. erfolgen muß, fuͤr die Kohlenbaugerechtigkeit ein be⸗ 
ſonderes Hypothekenfolium anzulegen. 


H. 6. 


Haften auf einem Grundſtuͤcke Laſten und Hypotheken, deren dingliches 
Recht ſich auf die darin anſtehenden Kohlen erſtreckt, ſo kann ein Kohlenfoͤr⸗ 
derungsrecht erſt alsdann von dem Folium des Grundſtuͤcks, in welchem die 
Kohlen ſich befinden, abgeſchrieben und auf ein beſonderes Folium uͤbertragen 
werden, wenn entweder nach Maaßgabe des Geſetzes vom 3. Maͤrz 1850. (Ge⸗ 
feß-Sammlung Seite 145.) ein Unſchaͤdlichkeitszeugniß beigebracht, oder der 
Nachweis geführt iſt, daß die eingetragenen Realintereſſenten das Kohlen: 
foͤrderungsrecht aus der Pfandverbindlichkeit entlaſſen, oder ſich eine Verthei⸗ 
lung ihrer eingetragenen Forderungen unter Aufhebung der ſolidariſchen Ver⸗ 
pflichtung des Grundſtuͤcks und der Kohlenbaugerechtigkeit gefallen laſſen. 

Beruht das Kohlenfoͤrderungsrecht auf einer von der Bergbehoͤrde er⸗ 
theilten Konzeſſion (H. 4.), jo kann die Abſchreibung deſſelben von dem Hypo⸗ 
thekenfolium des Grundſtuͤcks und die Anlegung eines beſonderen Foliums fuͤr 
daſſelbe zwar ſofort erfolgen, es iſt aber alsdann zugleich die dem Grund- 
Eigenthuͤmer nach H. 3. des Mandats vom 19. Auguſt 1743. beziehungsweiſe 
H. 23. des Regulativs vom 19. Oktober und 13. November 1843. für die 
Kohlen zu gewährende Entſchaͤdigung auf beiden Folien als ein Zubehoͤr des 
Grundſtuͤcks von Amtswegen einzutragen. 
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Wenn mehrere Beſitzer von Kohlenfoͤrderungsrechten zu einem gemein⸗ 


ſamen Grubenbau zuſammentreten, fo iſt — vorbehaltlich der Beftimmungen | 


in 
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in den $$. 4. bis 6. — auf den Antrag derfelben der gemeinfamen Grube ein 
beſonderes Hypothekenfolium beizulegen. 8 f 


Sind die Grundſtuͤcke, in welchen die Kohlen anſtehen, in den Bezirken 
verſchiedener Gerichte gelegen, ſo erfolgt die Bezeichnung des Gerichts, welches 
das Hypothekenbuch uͤber die Grube anzulegen und zu fuͤhren hat, nach Maaß⸗ 
gabe der Vorſchriften unter Nr. 4. Art. V. des Geſetzes vom 26. April 1851. 
(Geſetz⸗Sammlung Seite 181.). Mit dem Antrage auf Anlegung eines Hy⸗ 
pothekenfoliums für eine gemeinſame Grube iſt zugleich im Falle des F. 10. 
des Negulativs vom 19. Oktober und 13. November 1843. ein Atteſt der 
Bergbehoͤrde uͤber die Theilnahmerechte der zum gemeinſchaftlichen Bau ver⸗ 
einigten Kohlenfoͤrderungsrechte zu uͤberreichen. Auf dem Titelblatte des Hy⸗ 
pothekenfoliums find ſodann die zum gemeinſchaftlichen Bau vereinigten Koh⸗ 
lenförderungsrechte unter beſonderen Nummern mit Angabe des einem jeden 
derſelben zuſtehenden Theilnahmerechts einzutragen. 


Stehen zum gemeinſchaftlichen Bau vereinigte Kohlenfoͤrderungsrechte 
Beſitzern von Grundſtuͤcken zu, in welchen die abzubauenden Kohlen ſich be⸗ 
finden, und ſollen dieſelben ein Zubehoͤr dieſer Grundſtuͤcke bleiben, ſo iſt die 
Pertinenz⸗Eigenſchaft der Kohlenfoͤrderungsrechte bei dieſen auf dem Titelblatte 
des Foliums der Grube, und bei Abſchreibung der Gerechtigkeiten von den 
Hypothekenfolien der Grundſtuͤcke auf den letzteren die Zugehoͤrigkeit der Koh⸗ 
lenfoͤrderungsrechte zu vermerken. i 

Sobald fuͤr eine Kohlenbaugerechtigkeit oder eine gemeinſame Grube ein 
Hypothekenfolium angelegt worden, iſt der Bergbehoͤrde die Ausfertigung eines 
Auszuges in Betreff des Titelblattes und der erſten Rubrik des neuen Hypo⸗ 
thekenfoliums koſtenfrei zu ertheilen. 


H. 8. 


Die zwangsweiſe Berichtigung des Beſitztitels in Gemaͤßheit der Aller⸗ 
hoͤchſten Order vom 31. Oktober 1831. (Geſetz-Sammlung Seite 251.) und 
6. Oktober 1833. (Geſetz-Sammlung Seite 124.) findet nur bei ſolchen Koh⸗ 
lenbaugerechtigkeiten ſtatt, welche von den Hypothekenfolien der Grundſtuͤcke, 
in welchen die Kohlen anſtehen, bereits abgeſchrieben und auf ein beſonderes 
Folium oder dasjenige einer gemeinſamen Grube uͤbertragen ſind. 


H. 95 


Iſt ein Kohlenfeld vollſtaͤndig abgebaut, und find auf demſelben Ge⸗ 
baͤude oder fonftige zur Grube gehörige unbewegliche Pertinenzien nicht mehr 
vorhanden, ſo hat die Bergbehoͤrde den Hypothekenrichter hiervon in Kenntniß 
zu ſetzen. Der Hypothekenrichter ſchließt hierauf das Folium und loͤſcht die 
auf demſelben eingetragenen Forderungen, ohne daß es dazu der Beibringung 
der Schuldurkunden bedarf; desgleichen wird die nach F. 6. als Zubehör ein⸗ 

getragene Entſchaͤdigungsberechtigung vom Folium des Grundſtuͤcks wiederum 
abgeſchrieben. a ee re 
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Die Glaͤubiger werden von der Schließung des Foliums und der Loͤſchung 
der Forderungen mit der Aufforderung benachrichtigt, Behufs des auf dieſelben 
zu ſetzenden Wöſchung ces die Schuldurkunden einzureichen, widrigenfalls 


5 52 jeden Mißbrauch, der mit den letzteren geſchehen koͤnne, verantwortlich 
eiben. 


H. 10. 


Die Schließung des Hypothekenfoliums, die Loͤſchung der Hypotheken 
und die Einforderung der Schuldurkunden, beziehungsweiſe die Abſchreibung 


der Entſchaͤdigungsberechtigung nach Maaßgabe des F. 9. findet auch alsdann 


ſtatt, wenn die Bergbehoͤrde den Hypothekenrichter benachrichtigt, daß die 
Konzeſſion und der im Falle des H. 11. des Regulativs vom 19. Oktober und 
13. November 1843. ertheilte Bauerlaubnißſchein erloſchen und einem Ande⸗ 
ren nicht wieder ertheilt worden ſei. Mit dieſer Benachrichtigung hat die Berg⸗ 
behoͤrde, welcher zu dieſem Behufe auf ihr Verlangen ein Hypothekenſchein vom 
Hypothekenrichter koſtenfrei zu ertheilen iſt, eine Beſcheinigung daruͤber zu ver⸗ 
binden, daß die auf Kohlenbaugerechtigkeit eingetragenen Glaͤubiger von dem 
Erloͤſchen der Konzeſſion, beziehungsweiſe des Bauerlaubnißſcheines in Kennt⸗ 
niß geſetzt und vergebens aufgefordert worden ſind, die Konzeſſion zur Fort⸗ 
ſetzung des Baues nachzuſuchen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 


tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 1. Juni 1861. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fuͤrſt zu Hohenzollern⸗Sigmaringen. v. Auerswald. v. d. Heydt. 
v. Schleinitz. v. Patow. Gr. v. Pückler. v. Bethmann⸗Hollweg. 


Gr. v. Schwerin. v. Roon. v. Bernuth. 


(Nr. 5390.) Regulativ für den Betrieb und die Beaufſichtigung der Stein- und Braunkoh⸗ 
len⸗Gruben in den ehemals zum Königreich Sachſen gehörigen Landes⸗ 
theilen der Königlich Preußiſchen Provinz Sachſen, mit Ausſchluß der 
Grafſchaften Mansfeld und Barby, des Amtes Gommern und der ſtan⸗ 
desherrlichen Gebiete der Grafen Stolberg⸗Stolberg und Stolberg⸗Roßla. 
Vom 19. Oktober 1843. 


. den durch die Ueberſchrift dieſer Verordnun bezeichneten Landestheilen 
\ nn Stein» und Braunkohlen ein accefforifches Eigenthum des Grund und 
odens. 


Die 
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Die Gewinnung derſelben kann jedoch nur unter den nachfolgenden Be⸗ 
ſtimmungen ſtattfinden, und wo ſie bereits ſtattfindet, nur nach dieſen Beſtim⸗ 
mungen fortgeſetzt werden. ö 


. 

Der Bergbau der Stein- und Braunkohlen ſteht in techniſcher Beziehung 
unter der Aufſicht der landesherrlichen Bergbehoͤrde, welche ſolche unter der 
Leitung des Ober-Bergamtes der Provinz durch die Bezirks-Bergaͤmter und die 
denſelben untergeordneten Revierbeamten ausüben laßt. Alle Aufforderungen 
und Vorladungen, welche die Behoͤrde in Bezug darauf, nach Maaßgabe die⸗ 
ſes Regulativs, an die Intereſſenten ergehen laͤßt, haben nur in dem Falle die 
e geſetzlichen Folgen, wenn deren Inſinuation gehörig beſchei⸗ 
nigt iſt. 


§. 2. 


Allgemeine 


Beſtimmungen. 


Der Geſichtspunkt, wonach dieſe Aufſicht zu fuͤhren iſt, beruht in der 


Vereinigung der beſonderen Intereſſen des Beſitzers mit dem allgemeinen In⸗ 
tereſſe des Staates am Bergbau, des augenblicklichen Gewinns mit der kunſt⸗ 
fee und wirthſchaftlichen Benutzung der ſich nicht wieder erzeugenden Mi⸗ 
neralien. 

Der Grubenbau foll daher auf die zweckmaͤßigſte Weiſe nach den Grund⸗ 
ſaͤtzen der Bergbaukunſt unter Beobachtung der Vorſchriften der Bergpolizei 
geführt, und es ſollen alle Mittel, welche Kunſt und Erfahrung darbieten, an⸗ 
ae werden, die Kohlen mit den wenigſten Koſten auf eine wahrhaft 


aushaͤlteriſche Weiſe ſo zu gewinnen, daß der Fortſetzung des Bergbaues dar⸗ 


aus kein Nachtheil erwaͤchſt, die Aus- und Vorrichtungen demſelben vielmehr 
zu Statten kommen. f 

Dabei iſt nicht der Vortheil einzelner Gruben allein zu beruͤckſichtigen, 
ſondern aller Gruben, welche auf derſelben Lagerſtaͤtte bauen. 


H. 3. 


Das Recht des Grundeigenthuͤmers und des vollſtaͤndigen Beſitzers des 
Nutzungsrechts zur Gewinnung der unter ſeinem fundo anſtehenden Kohlen 
beſchraͤnkt ſich nicht auf den eigenen Gebrauch, kann vielmehr an Andere ab⸗ 
getreten, veraͤußert, verpachtet, oder ſonſt daruͤber auf eine rechtsguͤltige Weiſe 


disponirt werden. 


H. 4. 

Dem Glaͤubiger des Grundeigenthuͤmers, welchem eine Hypothek auf das 
Grundſtuͤck im Allgemeinen oder auch auf ein darunter befindliches Kohlenlager 
konſtituirt iſt, ſteht das Recht nicht zu, dem Abbau deſſelben zu widerſprechen; 
50 iſt mit ſeinen Anſpruͤchen auf den aus dem Abbau aufkommenden Ertrag 

eſchraͤnkt. a 
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H. 5. b 
Beſondere Will der Grundeigenthuͤmer, oder der, auf welchen das Recht deſſelben 


ne zur Kohlengewinnung uͤbergegangen iſt, einen Bau darauf unternehmen, oder 
eines Kohlen, einen bereits begonnenen Bau darauf fortſetzen, fo hat er zuvor dem Bergamte 


berghaus: Anzeige zu machen und ſich als Nutzungsberechtigten zu legitimiren. 


H. 6. 


Das Bergamt hat hierauf an Ort und Stelle, mit Zuziehung des Gru⸗ 
beneigenthuͤmers reſp. der Nutzungsberechtigten, eine Beſichtigung des Feldes 
vorzunehmen und zu unterſuchen, ob daſſelbe zu einem zweckmaͤßigen Abbau der 

Kohlen geeignet iſt. N 


8 


durch einen Wenn ſich bei dieſer Beſichtigung nach der Beurtheilung des Bergamtes 
eee ergiebt, daß das Feld von einem hinreichenden Umfange iſt, und daß die Lage⸗ 
> rungsverhaͤltniſſe der Kohlen von der Art find, daß darauf ein nachhaltiger 
Bau auf eine zweckmaͤßige Weiſe mit Nutzen fuͤr den Eigenthuͤmer gefuͤhrt wer⸗ 
den kann, ſo ſteht der Ausuͤbung deſſen Nutzungsrechts nichts entgegen, und 
iſt derſelbe in dieſem Falle nicht verbunden, ſich im Kohlenbergbau mit den 
Eigenthuͤmern eines angrenzenden Kohlenfeldes zu vereinigen. Wenn es zur 
näheren Beurtheilung der Verhaͤltniſſe nach dem Ermeſſen des Bergamtes wei⸗ 
terer Unterſuchungen bedarf, ſo ordnet daſſelbe dieſe auf Koſten des Eigenthuͤ⸗ 
mers an, indem es entweder dieſem die Ausfuͤhrung uͤberlaͤßt, oder ihm dabei, 

Rinſofern er es wuͤnſcht, mit dazu geeigneten Bergarbeitern zu Huͤlfe kommt. 
Inſofern es dabei auf Abteufung von Verſuchſchaͤchten, welche mehr 
als zwei Lachter (dreizehn Fuß vier Preußiſche Zoll) Teufe erhalten, oder auf 
Verſuchſtollen ankommt, iſt der Eigenthuͤmer verpflichtet, ſich dazu gelernter 

Bergleute, welche ihm vom Bergamte uͤberwieſen werden, zu bedienen. 

5 Nachdem die vom Bergamte angeordneten Verſucharbeiten ausgefuͤhrt 


ſind, hat der Eigenthuͤmer daſſelbe um Anſetzung eines definitiven Beſichtigungs⸗ 


Termines zu erſuchen. 


$. 8. 
durch Vereini⸗ Wenn ſich bei der erſten oder reſp. bei der definitiven Beſichtigung er⸗ 


nn giebt, daß zu einem zweckmäßigen Abbau das dem Eigenthuͤmer der Kohlen 
zuſtehende Feld nicht hinreicht, die Verhaͤltniſſe der Kohlenlagerung aber nach 

der Beurtheilung des Bergamtes von der Art ſind, daß eine weitere Erſtreckung 

derſelben unter der benachbarten Oberfläche eines oder mehrerer anderer Grund 
eigenthuͤmer derſelben, oder den darunter befindlichen Kohlen zu vermuthen, 

EN oder wenn dieſe weitere Erſtreckung bereits durch einen darauf eröffneten Bau 
. bekannt, oder wenn in dem einen oder dem anderen Falle zu erwarten iſt, daß 
der Abbau der Kohlen auf eine zweckmaͤßigere, für alle dabei betheiligten In⸗ 
tereſſenten vortheilhaftere Weiſe in dem Falle ſtattfindet, wenn ſolcher in einen 


ge. 
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gemeinſchaftlichen Bau gefaßt wird, ſo fordert das Bergamt den oder die be⸗ 
rechtigten Eigenthuͤmer auf, ſich binnen drei Monaten darüber zu erklaͤren, ob 
ſie mit dem erſten Unternehmer zu der weiter erforderlichen, vom Bergamte 
anzuordnenden Unterſuchung in Gemeinſchaft treten, oder dieſe Unterſuchung 
auf dem Felde, worauf ihnen das Kohlengewinnungsrecht zuſteht, ſelbſt und 
auf ihre alleinige Koſten unternehmen wollen. In einem oder dem anderen 
Falle beſtimmt das Bergamt mit Ruͤckſicht auf die Jahreszeit und auf den 
Umfang der Unterſuchung die Friſt, binnen welcher ſolche ausgefuͤhrt ſein muß, 
und der oder die, welche dieſe Unterſuchung unternommen haben, find verpflich- 


tet, dem Bergamte zu dem beſtimmten Termine das Reſultat derſelben, wenn 


ein ſolches aber noch nicht gewonnen iſt, die Hinderungsurſachen anzuzeigen 
und eine letzte Nachfriſt nachzuſuchen, welche das Bergamt bis zur Haͤlfte der 
erſten zu bewilligen befugt iſt. 


Wenn ein benachbarter Eigenthuͤmer ſich auf die vom Bergamte an ihn 


erlaſſene Aufforderung binnen drei Monaten nicht, oder wenn er ſich dahin 
‚ erklärt, die Unterſuchung feines Feldes weder auf ſeine alleinige, noch auf ge⸗ 
meinſchaftliche Koſten nach der Anweiſung des Bergamtes vornehmen zu 


wollen, ſo iſt das Bergamt befugt, dem erſten Unternehmer einen Schuͤrfſchein 


auf das betreffende Feld zu ertheilen, und der Eigenthuͤmer deſſelben iſt ver⸗ 
pflichtet, demſelben auf Vorzeigung dieſes Schuͤrfſcheins das Schuͤrfen und 
Bohren auf ſeinem Grund und Boden zu geſtatten, der Unternehmer aber 
verbunden, ſich mit demſelben uͤber die fuͤr die Benutzung der Oberflaͤche am 
wenigſten hinderliche oder nachtheilige Zeit zur Ausführung der Verfucharbeiten 
zu vereinigen, und denſelben fuͤr allen ihm daraus erwachſenden Schaden voll- 
ſtaͤndig zu entſchaͤdigen. 

Inſofern beide Theile ſich über die Zeit der Arbeit und über den Be- 
trag der Entſchaͤdigung nicht vereinigen koͤnnen, ſteht ihnen die Provokation 
auf Entſcheidung des Kreislandraths, und von dieſem der Rekurs an die Re⸗ 
gierung zu, mit Ausſchluß richterlichen Erkenntniſſes. 


$. 9. 


Nach beendigter Unterſuchung der benachbarten Felder ſetzt das Berg⸗ 
amt einen Termin zur Regulirung des Grubenfeldes an Ort und Stelle an, 
zu dem es alle dabei intereſſirte Grundeigenthuͤmer reſp. Kohlengewinnungs⸗ 


Berechtigte vorladet. Nachdem das Bergamt ſich und alle Intereſſenten mit 


den Reſultaten der Verſucharbeiten auf ſaͤmmtlichen unterſuchten Flaͤchen be⸗ 
kannt gemacht, den Umfang des Kohlenfeldes, welches in einen zuſammenhaͤn⸗ 
genden Bau gefaßt werden kann, feſtgeſtellt und im Allgemeinen ermittelt, und 
den Intereſſenten angegeben hat, wie dieſes Feld nach den Lagerungsverhaͤlt⸗ 
niſſen am zweckmaͤßigſten und fuͤr die letzteren am vortheilhafteſten in Angriff 
zu nehmen und ban iſt, ſucht es die Vereinigung derſelben zu einem ge⸗ 


Regulirung 3 


des Gruben⸗ 
feldes. 


meinſchaftlichen Grubenbetriebe zu vermitteln und nimmt deren Erklaͤrungen 


daruͤber entgegen. 

. Hierbei ſind mehrere Faͤlle zu unterſcheiden: Wenn einer der betreffenden 
Eigenthuͤmer die Verſucharbeiten in ſeinem ihm eigenthuͤmlichen Kohlenfelde auf 
(Nr. 5390.) ſeine 


5 Heſtſelung der 
Theilnahme⸗ 
geghte. 
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ſeine alleinige Koſten uͤbernommen und ausgefuͤhrt hat, und es ergiebt ſich aus 
der Unterſuchung nach der Beurtheilung des Bergamtes, daß dieſes Feld ſeinem 
Umfange und ſeinem Lagerungsverhaͤltniß nach auf eine zweckmaͤßige Weiſe 
für ſich allein abgebaut werden kann, fo iſt dieſer Eigenthuͤmer des Kohlen⸗ 
feldes nur in dem Falle verpflichtet, auf den gemeinſchaftlichen Grubenbetrieb 
in dieſem ſeinem und dem benachbarten Kohlenfelde einzugehen, wenn das 
letztere nach der Beurtheilung des Bergamtes auf eine zweckmaͤßige Weiſe 
für ſich allein nicht abzubauen iſt; es ſteht ihm jedoch in dieſem Falle frei, der 
Gemeinſchaft nur mit demjenigen Theile deſſelben beizutreten, welchen das 
Bergamt für den zweckmaͤßigſten Abbau des benachbarten Kohlenfeldes noth⸗ 
wendig erachtet. 

Wenn mehrere Eigenthuͤmer ſich zur Unterſuchung ihrer Kohlenfelder auf 
gemeinſchaftliche Koſten vereinigt haben, ſo ſind ſie verpflichtet, ſolche auch zu 


einem gemeinſchaftlichen Grubenbetriebe inſoweit herzugeben, als ſie in einen 


zuſammenhaͤngenden Bau gefaßt werden koͤnnen. Findet ſich dabei, daß ein 
Theil des Feldes zu einem Separatbau geeignet iſt, ſo ſteht es dem Eigen⸗ 
thuͤmer frei, ob er auch mit dieſem Theile der Gemeinſchaft beitreten oder 
darauf einen beſonderen Abbau fuͤr ſeine alleinige Rechnung treiben will. Im 
erſteren Falle ſind aber die uͤbrigen Theilnehmer des gemeinſchaftlichen Gruben⸗ 


betriebes verpflichtet, auch dieſen Separatbau mit in die Gemeinſchaft aufzu⸗ 


nehmen. f 

Wenn ein Eigenthuͤmer ſich wegen der Verſucharbeiten auf ſeinem Felde 
gar nicht oder nicht beitretend erklaͤrt hat, und ſolche auf den Grund des vom 
Bergamte ertheilten Schuͤrfſcheines ausgeführt find, fo ſteht es demſelben frei, 
dem gemeinſchaftlichen Grubenbetriebe in dem Felde, welches das Bergamt zu 
einem Bau beſtimmt, mit dem darin begriffenen Theile ſeines Feldes beizu⸗ 
treten; er iſt aber in dieſem Falle verpflichtet, dem oder denen, welche die Un⸗ 
terſuchung ſeines Feldes uͤbernommen oder ausgefuͤhrt haben, den vierfachen 


Betrag der Koſten, welche erweislich auf dieſe Unterſuchung verwendet ſind, 


nach Feſtſetzung durch das Bergamt zu bezahlen, um ſie dadurch fuͤr das Riſiko 
zu entſchaͤdigen, die Unterſuchungskoſten bei unguͤnſtigem Erfolge vergeblich auf- 
gewendet zu haben. 

Jeder Grundeigenthuͤmer oder Kohlengewinnungs- Berechtigte, welcher 
nach den vorſtehenden Beſtimmungen verpflichtet iſt, ſein Kohlenfeld ganz oder 
zum Theil zum gemeinſchaftlichen Bau herzugeben, hat ſich entweder gleich in 
dem Termine oder ſpaͤteſtens innerhalb drei Monaten vom Tage deſſelben zu 
erklaͤren, ob er an dem Grubenbau ſelbſt Theil nehmen will oder nicht. In 
dem Falle, wenn er ſeine Theilnahme daran verweigert, oder wenn er ſich 
nicht binnen der beſtimmten Friſt erklaͤrt, wird die Frage: ob ein gemeinſamer 
Bergbau ſtattfinden ſolle, durch Stimmenmehrheit der Intereſſenten nach der 
‚Größe des jedem Theilnehmer zugehörigen Areals am Grubenbau entſchieden. 


H. 10. 


Nachdem das in einen Grubenbau zu faſſende Kohlenfeld durch das 
Bergamt beſtimmt iſt, laͤßt daſſelbe einen Riß davon auf Koſten der Inter⸗ 
eſſenten aufnehmen, uͤberſchlaͤgt danach und nach der durch die vorhergegangene 

Un⸗ 


> 


Unterfuchung ermittelten Mächtigkeit den aus dem Felde jedes Eigenthuͤmers 
nach und nach zu gewinnenden Kohleninhalt und mit Beruͤckſichtigung des 
mehr oder minder ſchwierigen und koſtbaren Abbaues das Werthsverhaͤltniß 
der in den Feldern der verſchiedenen Intereſſenten vorhandenen Kohlen, und 
fertigt denſelben dieſe Ermittelung nebſt dem Riſſe mit der Aufforderung zu, 
ſich über die Theilnahmerechte der einzelnen Mitglieder der zu einem gemein⸗ 


ſchaftlichen Bau vereinigten Bergbaugeſellſchaft an dieſem Bau untereinander 
zu vereinigen und zu erklaͤren, zugleich aus ihrer Mitte oder ſonſt einen oder 
mehrere Vorſteher zu erwaͤhlen und mit Vollmacht zu verſehen, welche die 
Geſellſchaft in den ferneren Verhandlungen mit dem Bergamte zu vertreten 
haben und ſolche demſelben anzuzeigen. Zu dieſer Anzeige beſtimmt das Berg⸗ 
amt ihnen eine Friſt von drei Monaten. 

Wenn die Theilnehmer darauf antragen, ſetzt das Bergamt die Theil⸗ 
nahmerechte eines Jeden nach dem ermittelten Werthsverhaͤltniß feſt. Wenn 
die Anzeige binnen der beſtimmten Friſt nicht beim Bergamte eingeht, ſo be⸗ 
raumt das Bergamt einen Termin zur Regulirung der Theilnahmierechte und 
Erwaͤhlung des Vorſtandes der Geſellſchaft an, in welchem es mit Zuziehung 
und unter Mitwirkung des Landrathes des Kreiſes die Vereinigung zu ver⸗ 
mitteln ſucht; im Entſtehungsfalle ſetzt das Bergamt die Theilnahmerechte nach 
den vorher angegebenen Prinzipien feſt, nimmt die Einwendungen, welche die 
Intereſſenten dagegen machen, zu Protokoll und holt die Entſcheidung des 
Ober⸗Bergamts ein; der Landrath beſtimmt, bis die Wahl des Vorſtandes durch 
die Intereſſenten erfolgt, einen interimiſtiſchen Vorſtand. Den Theilnehmern 
ſteht gegen die Entſcheidungen des Ober⸗Bergamtes der Rekurs an das vorge⸗ 
ſetzte Miniſterium binnen zehntaͤgiger Friſt, und nachdem ſie dieſen ergriffen, 
nur in dem Falle der Weg Rechtens gegen deſſen Entſcheidungen frei, wenn 
das Theilnahmeverhaͤltniß durch ſpezielle Rechtsgruͤnde bedingt wird. 


AR 


thüͤmer oder Beſitzer des Kohlengewinnungsrechts wider feinen Willen weder z, 


zu geſtatten, noch ein Grundeigenthuͤmer oder Kohlengewinnungs⸗ Berechtigter 
das ihm zugehorige Kohlenfeld ganz oder theilweiſe in Abbau zu nehmen und 
zu erhalten, oder einem Anderen deſſen Abbau zu geſtatten, es ſei denn, daß 
ein Mangel an Feuerungsmaterial oder eine unverhaͤltnißmaͤßige Theuerung 
deſſelben die Aufnahme des Kohlenbergbaues für das allgemeine Beſte noth⸗ 
wendig machen. Ob dieſer Fall vorhanden iſt, unterliegt nach vorgaͤngiger 
Unterſuchung durch die Ortsbehoͤrde und Landraͤthe der Beurtheilung der Regie⸗ 
rung, gegen deren Beſtimmung nur der Rekurs an die der Regierung und dem 
Ober⸗Bergamte vorgeſetzten Miniſterien binnen vier wöchentlicher Friſt ſtattfindet. 
In dieſem Falle iſt, nach Vernehmung zwiſchen der Regierung und dem 
Ober⸗Bergamte, der Grundeigenthuͤmer mit dreimonatlicher Friſt durch das 
letztere zur Erklärung aufzufordern, ob er die Verſucharbeiten auf Kohlen, 
oder wo deren Vorkommen und Verhalten bereits bekannt, den Bau darauf 
nach den geſetzlichen Vorſchriften ſelbſt uͤbernehmen reſp. fortſetzen will. In 
Jahrgang 1861. (Nr. 5390.) 50 dieſem 


Mit Ausnahme des im H. 9. gedachten Falles kann ein Grundeigen⸗ Aufnahme des 


il 
angehalten werden, ſelbſt nach Kohlen zu ſchuͤrfen oder ſolches einem Anderen Eigenifämes, 


BR RE 


. 


— 362 — i 
dieſem Falle tritt das in den vorhergehenden Paragraphen vorgeſchriebene 
weitere Verfahren ein. Wenn der Eigenthuͤmer aber die Frage verneint, oder 
wenn er die geforderte Erklaͤrung binnen der geſtellten Friſt nicht an das 
Ober⸗Bergamt abgiebt, ſo iſt daſſelbe befugt und verpflichtet, die Unterſuchung 
durch das Bergamt zu veranlaſſen und die Koſten dazu vorzuſchießen. 

Wenn ſich bei dieſer Unterſuchung ein bauwuͤrdiges Kohlenlager findet 
und ſich ergiebt, daß ſolches mit Vortheil abgebaut werden kann, ſo iſt der 
Grundeigenthuͤmer unter Mittheilung der Nefultate der Unterſuchung und der 
darauf verwandten Koſten, abermals zur Erklaͤrung mit drei Monat Friſt 
aufzufordern, ob er den Abbau nach den geſetzlichen Beſtimmungen fuͤr eigene 
Rechnung uͤbernehmen und die vorgefchoffenen Koſten erſtatten will. 

Ertheilung einer Wenn er ſich deſſen weigert oder die Erklaͤrung nicht abgiebt, ſo iſt das 
eder dam Ober⸗Bergamt nach Ablauf der Friſt befugt, die Konzeſſion zum Bau einem 
; Bauluſtigen zu ertheilen, dem es freifteht, einen oder mehrere Theilnehmer in 

die Gemeinſchaft aufzunehmen und ſich mit denſelben uͤber deren Theilnahme⸗ 


rechte zu vereinigen. Unter mehreren Bauluſtigen gewaͤhrt die Prioritaͤt des 
Antrages das Vorrecht. 


§. 12. 4 
Ertheilung Nachdem das Grubenfeld durch das Bergamt beſtimmt, und bei der 


des Erlaubniß⸗ 


ſcheines zun Bergbaugeſellſchaft die Theilnahmerechte feſtgeſtellt und der Vorſtand erwaͤhlt 

Betriebe. worden, wird dem allein ſtehenden Kohlenbauer, reſp. der Bergbaugeſellſchaft, 
von dem Ober⸗Bergamte der Erlaubnißſchein zum Betriebe der Grube ertheilt; 
der Konzeſſionair, und im Falle des §. 11. auch der Grundeigenthuͤmer, reſp. 
Kohlengewinnungs- Berechtigte iſt ſchuldig, vom Dato des Erlaubnißſcheines, 

Aufang des reſp. der Konzeſſion an, binnen Jahresfriſt den Betrieb zu beginnen, widrigen⸗ 

Bekküche, falls das Ober-Bergamt einem anderen darum Nachſuchenden die Konzeſſion 
dazu ertheilen kann. = 


$. 13. 


Fortſetzung Wenn der konzeſſionirte Bergbau ein Jahr lang ohne Erlaubniß des 

deſeben. Ober⸗Bergamtes außer Betrieb bleibt, fo erlöfchen die Rechte des Konzeſſionairs 
und im Falle des F. 11. auch die des Geundeigenthuͤmers, reſp. Nutzungs⸗ 
berechtigten, und es treten die fruͤheren Verhaͤltniſſe wieder in Kraft. 


H. 14. 


Stolln. Jeder mit einem Erlaubnißſchein oder einer Konzeſſion des Ober-Bergamtes 
verſehene Grubenbeſitzer iſt befugt, ſich nach Anordnung der Bergbehoͤrde durch 
eine offene Roͤſche und einen eigenen Stolln, allein oder in Verbindung mit 
1 e Grubenbeſitzer Waſſer⸗, Werterlöfung und Förderung zu 
verſchaffen. 


$. 15. 
Das Bergamt beſtimmt den Anſatzpunkt der Roͤſche und des Stollns, 
die 
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die Hauptrichtung, das Anſteigen der Sohle, die Weite und Boͤſchung der 
Roͤſche, die Hoͤhe und Weite des Stollns und die Stollnlichtloͤcher. : 


H. 1 6. 


Jeder Grundbeſitzer, jeder Eigenthuͤmer von Kohlenfeld und jeder Gru⸗ 
benbefißer ift verpflichtet, das Durchtreiben einer ſolchen Roͤſche und eines fol- 
chen Stollns durch ſein Grundeigenthum, reſp. Kohlen⸗ und Grubenfeld, ſo⸗ 
wie auch die Abteufung von Stollnlichtloͤchern, nach Beurtheilung der Berg⸗ 
behoͤrde, zu geſtatten. i 

Die dabei gewonnenen Kohlen fallen dem Eigenthuͤmer ohne Verguͤtung 
zu, und außerdem iſt der Grubenbeſitzer, deſſen Gruben zum Nutzen die Roͤſche 
oder der Stolln betrieben wird, verpflichtet, den Grund⸗ reſp. Kohlenfeld- und 
Grubenbeſitzer, durch deſſen Eigenthum ſolche gefuͤhrt werden, fuͤr allen ihnen 
daraus erwachſenden Nachtheil vollſtaͤndig zu entſchaͤdigen. 


ST, 


Wer ohne Erlaubniß der Bergbehoͤrde eine Grube, eine Roͤſche, einen 
Stolln, eine Strecke oder andere Oerter verſtuͤrzt oder verzimmert, muß ſolche 
in den vorigen Stand wieder herſtellen. 


$. 18. 


Wenn mehrere Kohlengruben nach der Beurtheilung des Bergamtes durch 
eine gemeinſchaftliche Roͤſche oder einen gemeinſchaftlichen Stolln gelöft werden 
koͤnnen, eine Vereinigung der Grubenbeſitzer uͤber den gemeinſchaftlichen Betrieb 
der Roͤſche oder des Stollns aber durch Vermittelung des Bergamtes nicht zu 
bewirken iſt, fo iſt gleichwohl jede Nöfche und jeder Grubenſtolln verbunden, 
alle darauf fallenden Waſſer anderer Kohlengruben aufzunehmen, und nicht 
nur jede Grube berechtigt, in ihrem Bau ſolche Einrichtungen zu treffen, daß 
ihre Waſſer in die Roͤſche oder auf den Stolln der anderen fallen oder ge⸗ 
hoben werden, ſondern es darf auch kein Gruben- und kein Kohlenfeldbeſitzer 
den Durchlauf der Waſſer anderer Gruben und die dazu nach der Beurthei— 
lung des Bergamtes noͤthigen Vorrichtungen verwehren. 


§. 19. 


In eben dieſen Fallen (H. 18.) ſteht es den Grubenbeſitzern, welche die 
Roͤſche reſp. den Stolln zur Loͤſung ihrer Grube getrieben haben oder treiben, 
und den Eigenthuͤmern der Kohlenfelder, welche von den Vorrichtungen be⸗ 
troffen werden, die erforderlich ſind, um die Waſſer anderer Gruben auf die 
Roͤſche reſp. den Stolln zu führen, frei, ob fie die Vorrichtungen, welche erfor⸗ 
derlich ſind, dieſe Waſſer auf die Roͤſche reſp. den Stolln zu fuͤhren und in 
denſelben mit aufzunehmen, ſoweit fie eines jeden Eigenthum beruͤhren, nach 
den Anweiſungen des Bergamtes ſelbſt ausfuͤhren, oder die Ausfuͤhrung den 
Beſitzern der Grube, zu deren Löfung folche gemacht worden, uͤberlaſſen wollen. 
In beiden Faͤllen haben letztere die Koſten dieſer Vorrichtungen reſp. zu 
(Ar. 5390.) 50* er⸗ 


— 
erſtatten und zu tragen, die dadurch gewonnenen Kohlen fallen dem Eigen⸗ 
thuͤmer unentgeltlich zu, und die Beſitzer der Grube, welche der Loͤſung bedarf, 


find verpflichtet, Alle, welche durch die Anlage und Erhaltung der Vorrichtun⸗ 
gen Nachtheil haben, vollſtaͤndig dafuͤr zu entſchaͤdigen. 


i $. 20. 
Verhältniß Jeder Grundeigenthuͤmer muß gegen vollſtaͤndige Entſchaͤdigung dem mit 


Grund Eigen einem Erlaubnißſcheine oder einer Konzeſſton des Ober⸗Bergamtes verſehenen 
thümer. Grubenbeſitzer (§H. 11. 12.) den Grund und Boden zu Abraum, Berg- und 
Abtretungen. Kohlenhalden, zur Anlage von Künften und Maſchinen und zu den für die 
Grube noͤthigen Tagegebaͤuden, ſowie auch das zum Betriebe der Kuͤnſte noͤthige 
Waſſer, ſoweit es nach der Beſtimmung der Bergbehoͤrde fuͤr den Grubenbau 
unentbehrlich iſt, uͤberlaſſen, auch die nothwendigen Wege zur Abfuhre der Koh⸗ 

len geſtatten. 


— 


$. 21. 


Bei Streitigkeiten über die Verpflichtung zur Abtretung oder uͤber den 
Vorzug darauf bei Kolliſionen mit einem anderen Gewerbe entſcheiden daruͤber 
die Landespolizeibehoͤrde und die Bergbehoͤrde — zunaͤchſt der Landrath des 
Kreiſes und das Bergamt — gemeinſchaftlich, mit Vorbehalt des Rekurſes an 


unzulaͤſſig. 


H. 22. 


EAuftſchädigung. In Betreff der Entſchaͤdigung und deren Feſtſetzung fuͤr die dem Grund⸗ 

8 eigenthuͤmer durch den Betrieb der Grube verurſachten Schaͤden kommen die⸗ 
ſelben Vorſchriften zur Anwendung, welche bei dem Betriebe anderer Berg⸗ 
werke und den dadurch verurſachten Schaden geſetzlich zur Anwendung zu 
bringen ſind. ; 


§. 23. 


Die Grundeigenthuͤmer oder Kohleneigenthuͤmer, welche Kohlenfeld zum 

Bau hergeben C$$. 9. 11. 12.), fie mögen an dem Bergbau Theil nehmen 
oder nicht, erhalten als Entſchaͤdigung fuͤr die Kohlen den zehnten Theil des 
reinen Ertrages vom Grubenbau und theilen ſich darin nach Verhaͤltniß des 
Kohleninhalts ihres zum Bau hergegebenen Feldes (F. 10.); die von dem 
reinen Gewinn uͤbrig bleibenden neun Zehntel verbleiben den Grubenbeſitzern 
nach Verhaͤltniß ihrer Theilnahmerechte. Es folgt daraus, daß, wenn der 
Umfang der Grube auf den Grundbeſitz eines einzelnen Grundeigenthuͤmers, 
oder wenn er auf das Feld eines einzelnen Kohleneigenthuͤmers beſchraͤnkt iſt, 
oder wenn ſaͤmmtliche davon betroffene Grund⸗ oder Kohleneigenthuͤmer ſich 
zum Betriebe der Grube vereinigt haben, das Verhaͤltniß der Theilnahmerechte 
an der Kohlenentſchaͤdigung und an dem Grubengewinne eines und daſſelbe iſt, 
und daß es der beſonderen Ermittelung und Feſtſtellung der Kohlenentſchaͤdigung 
nur 
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die ihnen vorgeſetzten Behörden. Die Berufung auf gerichtliches Verfahren ift 
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nur in den Faͤllen bedarf, wenn ein Grund- oder Kohleneigenthuͤmer die Theil⸗ 
nahme am Bergbau ausdruͤcklich oder ſtillſchweigend verweigert ($$. 9. 11.), 
oder fein Theilnahmerecht durch Nichtbenutzung verloren hat. (H. 12.) 

In dieſen Fällen iſt der Grund- reſp. Kohleneigenthuͤmer berechtigt, von 
den Grubenbeſitzern den Nachweis des Gewinnes durch eine von denſelben, 
nach einer vom Bergamte vorgeſchriebenen Form, richtig zu fuͤhrende und ihm 
zur Pruͤfung vorzulegende jaͤhrliche Grubenrechnung zu fordern. In dieſer 


Kohlen oder fonft bezieht, nachgewieſen und durch Foͤrderungs- und Debits⸗ 
regiſter juftifiziret werden, und es paſſiren darin alle belegte Ausgaben, welche 
die Unterſuchung des Grubenfeldes, die Aufnahme, den Betrieb, den Debit 
und die Verwaltung der Gruben betreffen, alle Entſchaͤdigungen und alle 
Koſten, welche durch die Regulirung und Beaufſichtigung durch die landes⸗ 
herrlichen Behoͤrden veranlaßt werden, dagegen weder Ausgaben fuͤr Kohlen⸗ 
felds⸗Ankaͤufe, noch Zinſen. Die der Rechnung anzuhaͤngende Ertragsberechnung 
muß den Gewinn oder Verluſt der Grubenbeſitzer fuͤr das betreffende Jahr 
ergeben; ſo lange ſie im Verluſte ſtehen, wird dieſer dem Gewinn der Folgezeit 
abgerechnet, und nur erſt vom reinen Gewinn erhalten die Grund- reſp. Kohlen⸗ 
eigenthuͤmer ein Zehntel als Kohlenentſchaͤdigung. 

Wenn der betreffende Grund- oder Kohleneigenthuͤmer ſich in ſeinem 
Intereſſe in Bezug auf die ihm zustehende Kohlenentſchaͤdigung für verletzt haͤlt, 
ſo iſt er befugt, auf Unterſuchung der Grubenrechnung durch das Bergamt 
anzutragen, und das Bergamt verpflichtet, ſolche zu übernehmen. 


funden wird, der Grubeneigenthuͤmer, im anderen Falle der, welcher auf Unter⸗ 
ſuchung angetragen hat. Beiden Theilen ſteht nach der Entſcheidung des Berg⸗ 
amtes der Rechtsweg offen. f i 


H. 24. 


Jeder einzelne Grund- oder Kohlenfeldbeſitzer, welcher, und jede Berg⸗ 
baugeſellſchaft, welche die Erlaubniß oder Konzeſſion zum Bau einer Kohlen⸗ 
grube vom Ober-Bergamte erhalten hat (H. 12.), iſt berechtigt, die Grube 


miſchung der Bergbehoͤrde zu verwalten und die Verhandlungen mit der letzteren 
uͤber die Betriebsangelegenheiten der Grube ſelbſt zu fuͤhren. Dem Einzelnen 
ſteht es frei, ſich zu dieſem Zwecke einen Anderen mittelſt Vollmacht zu ſub⸗ 
ſtituiren, die er dem Bergamte en hat; jede Grubengeſellſchaft muß 
dazu einen Vorſtand wah en II: 


H. 25. 


Der ſpezielle Betrieb der Grube muß durch einen Grubenſteiger, deſſen 
Qualifikation zu dieſer Stelle von dem Bergamte gepruͤft und anerkannt iſt, 
geführt werden. Der Grubenbeſitzer, reſp. deſſen Bevollmaͤchtigter und bei 
ergbaugeſellſchaften deren Vorſtand iſt befugt, ein Subjekt zu dieſer Stelle 
dem Bergamte zu praͤſentiren, und dieſes muß ihn in dem Falle beſtaͤtigen, 
(Nr. 5390.) 8 wenn 


Grubenrechnung muͤſſen alle Einnahmen, welche die Grube vom Verkauf der 


Die Koſten der Unterſuchung traͤgt, wenn die Beſchwerde richtig be⸗ 


Verwaltung 
der Gruben. 


ſelbſt, und ſoweit es den techniſchen Betrieb derſelben nicht betrifft, ohne Ein⸗ 


Grubenbeamte. 


Deſſen 
Knappſchafts⸗ 
Verhältniſſe. 
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i und Inbetrieb⸗ 
ſetzung der 
Grube. 
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wenn er ſich bei der Pruͤfung dazu geeignet zeigt; im zweifelhaften Falle darf 
er nur probeweiſe angelegt werden. Wenn der Grubenbeſitzer kein qualifizirtes 
Subjekt vorzuſchlagen weiß, oder dem Bergamte die Wahl uͤberlaͤßt, fo beftellt 
dieſes den Grubenſteiger. 

Der Steiger, er mag auf den Vorſchlag des Grubenbeſitzers oder vom 
Bergamte unmittelbar ernannt fein, wird vom Bergamte mit einer, dem Gru: 
benbeſitzer zur Kenntnißnahme mitgetheilten Dienſtinſtruktion verſehen und auf 
dieſe eidlich verpflichtet. Im erſteren Falle bleibt dem Grubenbeſitzer uͤberlaſſen, 
das Lohn des Steigers und die ſonſtigen Bedingungen ſeiner Annahme durch 
einen ſchriftlichen Vertrag zu beſtimmen, welcher nichts dieſem Regulativ Zu⸗ 
widerlaufendes, jedenfalls den Vorbehalt einer halbjaͤhrlichen Aufkuͤndigung ent⸗ 
halten und dem Bergamte mitgetheilt werden muß; im letzteren Falle beſtimmt 
das Bergamt das dem Steiger zukommende Lohn. Der Grubenſteiger iſt der 
Disziplinaraufſicht des Bergamtes unterworfen, ohne deſſen Vorwiſſen und Ge- 
nehmigung darf er vom Grubenbeſitzer weder in Strafe genommen, noch darf 
er abgelegt werden. 

Inſofern er vor ſeiner Anſtellung bei der Grube zu einem Knappſchafts⸗ 
verbande gehoͤrt hat, verbleibt er Mitglied deſſelben, ſo lange er den Vorſchrif⸗ 
ten des Knappſchaftsreglements genügt, genießt gegen Fortbezahlung der Bei: 
traͤge, welche dieſes verlangt, alle die Benefizien, welche daſſelbe beurlaubten 
Mitgliedern verheißt, in Krankheits⸗ und Ungluͤcksfaͤllen iſt aber der Gruben⸗ 
beſitzer verpflichtet, ihm die aͤrztliche und chirurgiſche Huͤlfe und Arznei auf 
Koſten der Grubenkaſſe zu gewaͤhren, und das ihm ausgeſetzte Lohn fuͤr die 
Dauer der Krankheit, falls dieſelbe nicht laͤnger als ein Vierteljahr dauert, 


zu belaſſen, dem vom Bergamte genehmigten oder angeſetzten Stellvertreter aber 


beſonders zu lohnen. Auch den auf den Vorſchlag des Grubenbeſitzers ange- 
nommenen Steiger ſoll, nachdem er vom Bergamke definitiv als ſolcher beſtaͤ⸗ 
tigt worden, die Aufnahme in den Knappſchaftsverband des Bergamtsbezirks 
unter denſelben Bedingungen geſtattet ſein. 


H. 26. 


Das Bergamt ſtellt, nachdem das Feld der Grube beſtimmt, der Gru⸗ 
benriß angefertigt, die Theilnahmerechte regulirt, der Vorſtand gewaͤhlt und 
der Steiger beſtellt worden, mit Zuziehung des Vorſtandes, den allgemeinen 
Bergbauplan für die Grube feſt, ordnet danach die Aus- und Vorrichtungs⸗ 
arbeiten an, ſchreibt den Betriebsplan fuͤr das laufende oder naͤchſte Jahr vor, 
wobei das von dem Vorſtande zu beſtimmende Foͤrderungsquantum, inſoweit es 
die Verhaͤltniſſe der Grube verſtatten, zum Anhalten dient, und inſtruirt den 
Steiger zu deſſen Ausfuͤhrung. 

Die uͤber den allgemeinen Bergbauplan mit dem Grubenvorſtande und 
dem Steiger aufzunehmende Verhandlung wird von dem Bergamte unter Bei⸗ 
fügung des auf Koſten der Bergbehoͤrde anzufertigenden zweiten Exemplars des 
Grubenriſſes dem Ober⸗Bergamte zur Prüfung und Beſtäͤtigung eingereicht; 
den Betriebsplan fuͤr das erſte, wie fuͤr das folgende Jahr vollzieht das Berg⸗ 
amt allein. Beides, der allgemeine Bergbauplan und der Betriebsplan, wird 
in ein Zechenbuch eingetragen, welches das Bergamt dem Grubenvorſtande zu- 

fertigt. 


— 4 
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fertigt. Dieſes Zechenbuch wird unter der Aufſicht des Steigers in der Zechen⸗ 
ſtube aufbewahrt, und dient dazu, nicht nur die ferneren, bei den Generalbe⸗ 
fahrungen feſtzuſtellenden jaͤhrlichen Betriebsplaͤne, ſowie diejenigen Abweichun⸗ 
gen davon, deren Nothwendigkeit ſich im Laufe des Jahres nach dem Ermeſ— 
ſen der Bergbehoͤrde ergiebt, darin aufzunehmen, ſondern auch die naͤheren An⸗ 
weiſungen, welche dem Steiger uͤber die Ausfuͤhrung ertheilt werden, und die 
Erinnerungen über dieſelbe darin einzutragen, welches entweder durch den Berg⸗ 


beamten, der die Befahrung hält, felbft, oder in deſſen Gegenwart durch den 
Steiger geſchehen muß. 


. 275 


Der jaͤhrlichen Generalbefahrung, bei welcher der Grubenbau revidirt, 
die Ausfuͤhrung mit den Betriebsdispoſitionen des Bergamtes verglichen und der 
Betriebsplan fuͤr das naͤchſte Jahr entworfen wird, ſoll in der Regel außer 
dem Revierbeamten und dem Steiger ein Mitglied des Bergamtes beiwohnen. 
Der Vorſtand muß bei dieſen Generalbefahrungen zugezogen und deshalb von 
dem Termine derſelben bei Zeiten in Kenntniß geſetzt werden. Die von ihm 
vorgeſchlagenen Betriebsdispoſitionen und feine Erinnerungen gegen die Be⸗ 
triebsdispoſitionen der Bergbehoͤrde muͤſſen nicht nur ſorgfaͤltig geprüft, ſondern 
auch inſoweit beruͤckſichtigt werden, als es mit dem Zweck und den Pflichten 
der, der Bergbehoͤrde obliegenden Bergpolizei und techniſchen Aufjicht (HH. 2. 28.) 
vertraͤglich iſt. ö | 

Der Bergbeamte, welcher die Generalbefahrung abhaͤlt, ift verpflichtet, 
dieſe Vorſchlaͤge und Erinnerungen in die Generalbefahrungs-Verhandlung mit 
aufzunehmen, und, wenn er ſich daruͤber mit dem Grubenvorſtande nicht ver⸗ 
einigen kann, zur Entſcheidung des Bergamtes zu bringen. Von dieſem ſteht 
dem Grubenvorſtande, wenn er ſich dabei nicht beruhigen will, der Rekurs an 
das Ober⸗Bergamt und in letzter Inſtanz an das vorgeſetzte Miniſterium frei, 
bei deſſen definitiver Entſcheidung er ſich beruhigen muß. 


H. 28. 


insbeſondere zu ſehen: 


Kohlen in dem fuͤr die Grube beſtimmten geſammten Felde angemeſſenen ſi 
Bergbauplanes; 

bp) auf die moͤglichſt beſte Benutzung des Minerals, den moͤglichſt reinen 
Abbau und reine Foͤrderung, auf Verhuͤtung der Verſtuͤrzung ſowohl 
der noch anſtehenden, als der bereits gewonnenen Kohlen, uͤberhaupt 
auf Verhuͤtung alles Raubbaues; 

c) auf Sicherung der Kohlenſtoͤße an der Grenze mit Nachbargruben, wo 
die zuerſt abbauende Grube einen Wehrſtoß von mindeſtens einem Lachter 
Staͤrke, in beſonderen Faͤllen nach dem Ermeſſen des Revierbeamten 
auch mehr ſtehen laſſen muß, um das Verbrechen der Kohlen der Nach⸗ 
bargrube zu verhuͤten, welcher Wehrſtoß erſt dann nachgeholt werden 

(Ar. 5390.) darf, 


Bei der Beaufſichtigung des Kohlenbergbaues durch die Bergbehoͤrde ift, 


Jährliche Ger 
neralbefahrung 
der Grube. 


Spezieller 
weck und Ge⸗ 
enſtand der 


a) auf Entwerfung und Ausführung eines den Lagerungsverhaͤltniſſen der 10 En 
ur le. 


Behörde, 
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darf, wenn der Abbau der Nachbargrube dahin gelangt iſt; da, wo zur 
Bildung eines Grubenfeldes Grundſtuͤcke mit eingeſchloſſen werden muͤſſen, 
auf welche dies Regulativ keine Anwendung findet, haben die betreffenden 
Bergaͤmter die Verpflichtung, den Zutritt der letzteren moͤglichſt zu er— 
leichtern; 

d) auf ein angemeſſenes Verhaͤltniß des Abraums zur Foͤrderung, zweck— 
mäßige Wahl der Stellen und Raͤume zur Auf- und Abſtuͤrzung des 
Abraums und angemeſſene Boͤſchung beim Tagebau; 

e) auf hinlaͤngliche Sicherheit des Abbaues, der Fahrungs⸗ und Foͤrderungs⸗ 
Vorrichtungen bei unterirdiſchen Gruben, auf gute Wetterloͤſung, auf 
Anwendung der Sicherheitslampe, und uͤberhaupt auf moͤglichſte Ver⸗ 
huͤtung alles deſſen, wodurch das Leben oder die Geſundheit der Arbeiter 
gefaͤhrdet werden kann; 

f) auf genuͤgende und moͤglichſt wohlfeile Waſſerloͤſung durch Roͤſchen und 
Stolln, richtige Wahl des Anſatzpunktes und der Direktionslinie und 
Beſtimmung der Sohle, damit auf dem moͤglichſt kuͤrzeſten Wege die 
moͤglichſt größte Teufe eingebracht werde; auf zweckmaͤßige Anlage und 
gute Unterhaltung der Roͤſchen und Stolln; 8 

g) in Ermangelung derſelben oder bei Tiefbauen auf ausreichende Kraft 
und zweckmaͤßige Einrichtung der Maſchinen, auf deren gute Inſtand⸗ 
haltung, Wartung und Benutzung; 

h) auf gute Juſtandhalkung, Vollſtaͤndigkeit und richtige, rechtzeitige jaͤhr⸗ 
liche Nachtragung der Grubenriſſe; 

1) auf erkennbare Abgrenzung des Grubenfeldes und Vermeidung von Grenz⸗ 
uͤberſchreitungen und Grenzſtreitigkeiten; 

k) auf Sicherſtellung der Landſtraßen und Wege, ſowie der Tagegebaͤude, 
welche durch den Bergbau gefaͤhrdet werden koͤnnen, wobei namentlich 
den Chauſſeen und Eiſenbahnen der Abbau ſich nicht uͤber fuͤnf Lachter 
naͤhern darf, nach Maaßgabe der Verhaͤltniſſe der Oberflaͤche und der 
Kohlenlagerung auch noch weiter davon zuruͤckbleiben muß, wenn es zu 
deren Sicherheit nach der gemeinſchaftlichen Beurtheilung der Landes» 
polizei- und der Bergbehoͤrde nothwendig iſt. 


H. 29. 


Leitung und Eine jede Grube muß durch den Revierbeamten, wenn ſie unterirdiſch 
Bachs duch betrieben wird, jährlich wenigſtens vier Mal, bei Tagebau wenigſtens zwei 
die Revier, Mal, und wenn das Bergamt es bei wichtigen Arbeiten für noͤthig halt, oͤfter 
beamten. befahren werden. Bei dieſen Befahrungen, für welche ein Termin im Voraus 
nicht beſtimmt werden kann, muß außer dem Grubenſteiger auch der Gruben⸗ 

beſitzer, reſp. Vorſtand, wenn er anweſend iſt, mit zugezogen werden. Der 

Zweck dieſer Befahrungen iſt im Allgemeinen, die Ausfuͤhrung des Betriebs⸗ 

planes durch den Steiger zu leiten und in Bezug auf die allgemeinen Vor⸗ 

ſchriften ($. 28.), ſowie auf die demſelben ertheilken ſpaͤteren Anweiſungen zu 
kontroliren; die etwaigen Abweichungen von dem Betriebsplane, deren Noth⸗ 
wendigkeit ſich nach den inneren Verhaͤltniſſen der Grube beim Betriebe, an 

au 


nme 
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8 \ N N 
aus einer vom Grubenbeſitzer gewuͤnſchten Vermehrung oder Verminderung 
der Foͤrderung im Laufe des Jahres ergiebt, zu pruͤfen, zu beſtimmen und den 
Steiger naͤher zu inſtruiren. 
Ueber den Befund und die Reſultate jeder Befahrung hat der Revier⸗ 
beamte dem Bergamte Bericht zu erſtatten. 


§. 30. 


Der Grubenſteiger iſt verpflichtet, den von der Dergbehörde feſtgeſtellten Verhältniſſe des 
Betriebsplan und die ihm zu deſſen Ausführung ertheilte Inſtruktion genau zu Grubenſtegers. 
befolgen. Bei weſentlichen Abweichungen davon, welche nicht durch die inneren 
Verhaͤltniſſe der Grube gerechtfertigt erſcheinen, iſt der Revierbeamte befugt, 
ihn in eine Ordnungsſtrafe bis zu Einem Thaler zur Knappſchaftskaſſe des 
Bezirkes zu nehmen, welche im Wiederholungsfalle vom Bergamte verdoppelt 
wird, wenn Erinnerungen und Strafen nichts fruchten; und bei Ifen der 
Widerſetzlichkeit iſt das Bergamt befugt, ihn unter Anordnung einer interimi⸗ 
ſtiſchen Vertretung von ſeinem Poſten zu ſuspendiren und mit Genehmigung 
des Ober⸗Bergamtes zu removiren oder nach Umſtaͤnden ganz zu entlaſſen. 

Der Grubenvorſtand iſt befugt, den Steiger in ſeinen Amtsverrichtungen ee 
zu überwachen, ihn bei Abweichungen von den Dispoſitionen der Behoͤrde zu 8 
erinnern, bei Vernachläſſigung feines Dienſtes zu warnen, und ſolche dem ö 9 
111 oder bei naͤchſter Befahrung dem Revierbeamten zur Anzeige zu : 
ringen. N i 
Wenn ſich im Laufe des Jahres Umftände ereignen, welche eine Ver⸗ 
ſtaͤrkung oder eine Verminderung der Kohlenfoͤrderung erfordern, ſo iſt der l 
Grubenvorſtand nicht nur befugt, dieſe zu verlangen, ſondern auch, inſofern 1 
damit nicht bis zur nächften Befahrung Anſtand genommen werden kann, den 5 
N dazu anzuweiſen und dieſer verpflichtet, ſolche zur Ausfuͤhrung zu 
ringen. 
Aller ſonſtigen Veranderungen in den von der Behoͤrde feſtgeſtellten 
Betriebsdispoſitionen ſoll der Grubenvorſtand ſich enthalten; wenn er ſolche 
verſucht, iſt der Steiger befugt, ihnen nicht Folge zu leiſten, und wenn es 
jenem deſſenungeachtet gelingt, denſelben gegen die getroffenen Beſtimmungen 
und ohne Vorwiſſen und Genehmigung des Bergamtes Eingang zu verſchaffen, 
ſo iſt dieſes befugt, den Grubenbau zu ſuspendiren und das Ober⸗Bergamt Fr 
befugt, den Fortbetrieb fo lange zu unterſagen, bis der Grubenvorſtand ſich i 7 
in die Ordnung gefuͤgt hat. Der Landrath des Kreiſes iſt auf Requiſition des 5 8 
Ober ⸗Bergamtes verpflichtet, durch die ihm zu Gebote ſtehende Polizeigewalt 

dafuͤr zu ſorgen, daß dem Verbote Folge geleiſtet wird. 

Alle Koſten, welche durch eine ſolche Widerſetzlichkeit und die dagegen 
vorgeſchriebenen geſetzlichen Maaßregeln entſtehen, insbeſondere auch die des 
Unterhaltes des wahrend der Suspenſion des Baues unbeſchaͤftigten Steigers 
und der Bergleute, ſo lange bis deren etwanige Aufkundigungsfriſt abgelaufen, 
iſt der Grubenbeſitzer zu tragen, reſp. zu erſetzen verpflichtet. 


Niouhrgang 1861. (Nr. 5890) 51 H. 31. 
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Haushalt der 
Grube. 


Materialien 


und Geräthe. 


H. 31. 

Die Annahme und Ablegung der Arbeiter, ſowie der Akkord mit den⸗ 
ſelben, ſteht dem Grubenvorſtande zu allen den Arbeiten zu, zu welchen es 
nicht, nach dem Ermeſſen der Bergbehoͤrde, gelernter Bergleute bedarf. Zu 
den unterirdiſchen Arbeiten muß er ſo viel gelernte und verpflichtete Bergleute 
annehmen und ſo lange beibehalten, als die Bergbehoͤrde fuͤr noͤthig erachtet 
und ihm zuzuweiſen im Stande iſt; fuͤr dieſe regulirt die Bergbehoͤrde das 
Lohn und die Bedingungen der Anlegung. Sie verbleiben auch in dem Knapp⸗ 
ſchaftsvereine des Bezirkes, dem ſie angehoͤren, unter denſelben Bedingungen, 
wie der Steiger, und der Grubenbeſitzer hat hinſichtlich der aͤrztlichen und 
chirurgiſchen Huͤlfe und Arznei dieſelben Verpflichtungen gegen ſie. Wenn der 
Steiger oder einer von den Arbeitern bei der Grubenarbeit verungluͤckt, zur 
Arbeit unfaͤhig wird oder zu Tode kommt, ſo iſt die Grube verpflichtet, im 
erſteren Falle ihm, im letzteren Falle, wenn er Familie hinterlaͤßt, dieſer ein 
gleiches Gnadenlohn zu gewaͤhren, als das Knappſchaftsmitglied ſeiner Klaſſe, 
reſp. deſſen Familie nach den Prinzipien des Knappſchaftsverbandes des Berg⸗ 
amts⸗Bezirkes in gewöhnlichen Invaliditaͤts⸗ reſp. Todesfaͤllen erhalt. Außerdem 
werden aus der Knappſchaftskaſſe dieſelben Unterſtuͤtzungen gewahrt, welche 
Ho dem Reglement in gewöhnlichen Invaliditaͤts⸗ oder Todesfaͤllen geleiftet 
werden. 8 
Die Disziplinaraufſicht auf die ſaͤmmtlichen bei der Grube beſchaͤftigten 
Arbeiter hat der Steiger unter Kontrole des Revierbeamten. Der Steiger iſt 
befugt, die Arbeiter bis zur Höhe eines Schichtlohns, der Revierbeamte fie bis 
zu 15 Sgr. in Strafe zu nehmen, welche, falls es Knappſchaftsmitglieder ſind, 
in die Knappſchaftskaſſe des Bezirks, andernfalls in die Orts⸗Armenkaſſe fließt. 

Von der Strafe, in welche der Steiger die Arbeiter nimmt, ſteht der 
Rekurs an den Revierbeamten bei naͤchſter Befahrung frei. Der Steiger fuͤhrt 
die Arbeiterliſte, das Gedinge- und Schichtenbuch und das Foͤrderungsregiſter, 
nach dem ihm vom Bergamte vorgeſchriebenen Formulare. 


H. 32. 


Der Haushalt der Grube bleibt dem Grubenbeſitzer, reſp. dem Gruben⸗ 
vorſtand allein uͤberlaſſen; er kann ſich dabei der Huͤlfe des Steigers inſoweit 
bedienen, als dies mit der pflichtmaͤßigen Beſorgung der demſelben infiruftiong- 
es 1 8 Dienſtgeſchaͤfte nach dem Ermeſſen der Bergbehoͤrde ver— 
traͤglich iſt. ; 

Bei Anſchaffung der erforderlichen Bergbau Materialien und Geraͤthe 
muß er die Verabredungen und Beſtimmungen, welche bei Entwerfung des Be— 
triebsplans getroffen ſind, in Bezug auf Menge und Beſchaffenheit zum An⸗ 
halten nehmen, und dafuͤr ſorgen, daß es an den zur Fortſetzung des Betrie⸗ 
bes und zur Sicherheit der Baue erforderlichen Gegenſtaͤnden der Art niemals 
fehle. Ueber die Verwendung der Materialien beim Betriebe führt der Stei⸗ 
ger das Regiſter und uͤber die Geraͤthe das Inventarium. 8 

i . Der 
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Der Debit der Kohlen, die Stellung der Verkaufspreiſe und die Erhe⸗ 

bung und Kontrolirung der Verkaufseinnahmen iſt dem Grubenbeſitzer oder 
Vorſtande lediglich uͤberlaſſen. Wenn der Verkauf der gefoͤrderten Kohlen nach 
Tonnen geſchieht, ſo muß dabei das geſetzmaͤßige Preußiſche Tonnengemaͤß an⸗ 
gewendet werden, und die Verkaufspreiſe muͤſſen nach dieſem Tonnenmaaße be⸗ 


Debit und a 


Verkaufspreiſe 
der Kohlen. 


ſtimmt werden. Er iſt dabei den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften und der 


Kontrole der Landespolizei-Behoͤrden unterworfen. 


$. 33. 


Die Führung der Grubenkaſſe und die Form und Anfertigung der Gru— 
benrechnung iſt dem Grubenbeſitzer, reſp. Grubenvorſtand ohne Einmiſchung 
der Bergbehoͤrde uͤberlaſſen. 5 

Es ſteht demſelben frei, ob er ſolche ſelbſt uͤbernehmen, oder einem be⸗ 


Grubenkaſſe 
und Gruben⸗ 
rechnung. 


ſonderen Rechnungsfuͤhrer uͤbertragen, wie er dieſen anweiſen, kontroliren und 


fuͤr die Sicherheit der Verwaltung ſorgen will. 

Nur in dem Falle, wenn der Grundeigenthuͤmer oder Kohlengewinnungs⸗ 
Berechtigte nicht ſelbſt am Bergbau Theil nimmt (H. 23.), iſt er an die Vor⸗ 
ſchriften gebunden, welche die Bergbehoͤrde dann in Bezug auf die Kontroli⸗ 
rung des Debits und auf die Form, Anfertigung und Juſtifikation der Gru⸗ 
benrechnung ertheilt, und nur in dem Falle, wenn ein ſolcher Grundeigenthuͤ⸗ 
mer oder Kohlengewinnungs- Berechtigter auf die Unterſuchung der Rechnung 
durch das Bergamt antraͤgt, verpflichtet, demſelben ſolche zu dieſem Zwecke vor⸗ 
zulegen und jede daruͤber erforderliche Auskunft zu geben. 

Der Grubenbeſitzer, reſp. Vorſtand muß dafuͤr ſorgen, daß es an den 
zu den beſtimmten Betriebsausfuͤhrungen erforderlichen Geldmitteln zur rechten 


ö Zeit nicht fehle, insbeſondere daß der Steiger und die Grubenarbeiter das be⸗ 


dungene Lohn von vierzehn zu vierzehn Tagen richtig und in baarem Gelde 
ausbezahlt erhalten; wenn er mit dem, was dem Steiger und den vom Berg⸗ 
amte angenommenen Bergleuten an Lohn oder ſonſt zukommt, uͤber vier Wochen 
in Ruͤckſtand bleibt, iſt er der prompteſten Exekution in die Vorraͤthe der Grube 
unterworfen, welche die Gerichte auf Requiſition des Bergamtes ohne alle pro⸗ 
zeſſualiſche Weitlaͤuftigkeiten zu verfuͤgen verpflichtet ſein ſollen. 


$. 34. 
Weder der Grundeigenthuͤmer oder der Kohlengewinnungs-Berechtigte, 


| noch der Konzeſſiongir (H. 11. 12.) hat von dem Kohlenbergbau, den er auf 


Grund dieſes Regulativs betreibt, Bergwerksabgaben an die Staatskaſſen zu 
entrichten; auch ſollen von denſelben für die vom Stagte uͤbernommene Auf⸗ 
ſicht, inſoweit dieſe durch die Sorge fuͤr das allgemeine Beſte hervorgerufen 
wird, weder Gebuͤhren noch Koſten abverlangt werden. 5 

Dagegen haben ſie fuͤr die Unterſuchung und Regulirung der Gruben⸗ 
felder und der Theilnahmerechte (H. 5 — 12.) für die Markſcheiderarbeiten, 
ferner in allen Fällen, wo ihnen die Erledigung der Sache uͤberlaſſen ift, fie 
aber die Einwirkung der Behörden ſelbſt provoziren oder nothwendig machen 
Gr. 5390 5391) 51“ (GH. 21. 


Bezahlung 
des Lohns an 


Grubenſteigen 


und Arbeiter. 


Abgaben und 


Koſten. 


mo 
(H. 21. 23.), oder. wo fie ſolche durch Verletzung der geſetzlichen Vorſchriften 


dieſes Regulativs veranlaſſen, die Koſten zu tragen und nach dem Verhaͤltniß 
des Intereſſes oder der Schuld eines Jeden unter ſich aufzubringen. 


Berlin, den 19. Oktober 1843. 
Der Miniſter für die Geſetzreviſion. Der Finanzminiſter. 
v. Savigny. v. Bodelſchwingh. 


‚ch genehmige das mit Ihrem Berichte vom 19. o. M. eingereichte, hierbei 
züruͤckfolgende Regulativ für den Betrieb und die Beaufſichtigung der Stein⸗ 
und Braunkohlengruben in den ehemals zum Koͤnigreich Sachſen gehoͤrigen Lan⸗ 
destheilen der Provinz Sachſen mit Ausſchluß der Grafſchaften Mansfeld und 
Barby, des Amtes Gommern und der ſtandesherrlichen Gebiete der Grafen 
zu Stolberg⸗Stolberg und zu Stolberg⸗Roßla, und beauftrage Sie, den Staats⸗ 
Miniſter v. Bodelſchwingh, daſſelbe mit Meinem gegenwaͤrtigen Befehle durch 
die Amtsblaͤtter der genannten Provinz bekannt zu machen und vom 1. Ja⸗ 
nuar 1844. an in Ausfuͤhrung zu bringen. 


Sansſouei, den 13. November 1843. 


Friedrich Wilhelm. 
An die Staatsminiſter v. Savigny und v. Bodelſchwingh. 


(Nr. 5394.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 5. Juni 1864., betreffend die Einrichtung von Kreis⸗ 
ſynoden in der Provinz Preußen ꝛc. ꝛc. 


A. dem von Ihnen und dem Evangeliſchen Ober-Kirchenrathe erſtatteten 
Bericht vom = April d. J. habe Ich erſehen, daß gemäß der Orders vom 29. Juni 
1850. und 27. Februar 1860. die Einfuͤhrung der kirchlichen Gemeinde⸗Ord⸗ 
nung und die wegen weiterer Entwickelung der Verfaſſung der Evangeliſchen 
Kirche noͤthigen Vorherathungen in der Provinz Preußen fo weit gediehen ſind, 
daß zunaͤchſt für dieſe Provinz mit der Einrichtung von Kreisſynoden vorgegan⸗ 
5 20 1 kann. Demgemaͤß beſtimme Ich fuͤr dieſe Provinz nunmehr 
Folgendes: 


I. In ſaͤmmtlichen Dioͤzeſen der Provinz Preußen find regelmaͤßige Kreis⸗ 
ſynoden einzurichten, deren Aufgabe es ſein ſoll, die kirchlichen Soatergifen 
er 
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der zu ihnen verbundenen Gemeinden nach Maaßgabe der Beſtimmungen 
unter Nr. V. zu foͤrdern und zu vertreten und zugleich für die höhere. 
Synodalſtufe (Provinzialſynode) die Grundlage zu bilden. 


II. In der Regel wird für jede der gegenwärtig beſtehenden Didzefen eine 
eigene Kreisſynode gebildet. Ausnahmsweiſe koͤnnen jedoch auch einige 
kleinere Dioͤzeſen zu einer Kreisſynode vereinigt werden. Diejenigen 
Kirchen und Gemeinden, welche bisher keiner Diözefe angehört haben, 
find mit einer benachbarten Dioͤzeſe zu einem Kreisſynodal-Verbande 
(Kirchenkreis) zu vereinigen. 


III. Die Kreisſynode beſteht aus folgenden Mitgliedern: 


1) aus dem Superintendenten der Dioͤzeſe als dem Vorſitzenden (Praͤſes) 
der Kreisſynode. Werden mehrere Dioͤzeſen zu einem Kreisſynodal⸗ 
Verbande vereinigt, ſo fuͤhrt den Vorſitz in der Kreisſynode derjenige 
Superintendent, welcher am laͤngſten das Ephorat bekleidet; 


2) aus ſaͤmmtlichen, ein Pfarramt innerhalb des Kirchenkreiſes definitiv 
oder vikariſch verwaltenden Geiſtlichen. In Zweifelsfaͤllen wird das 
Konſiſtorium, beziehentlich der Evangeliſche Ober-Kirchenrath nach 
Anhörung der Synode Entſcheidung treffen. Militairgeiſtliche find 
nur befugt, der Kreisſynode mit berathender Stimme beizuwohnen, 
ebenſo die ordinirten Huͤlfsgeiſtlichen. Nichtordinirte Huͤlfsgeiſtliche 
und Kandidaten haben nur als Gaͤſte Zutritt; 


3) aus je einem, von dem Gemeinde-Kirchenrath auf drei Jahre gewaͤhl⸗ 
ten, im Amte ſtehenden Gemeinde-Aelteſten aus jeder Geſammt⸗ 
Parochie. Sollte jedoch nach Ausfuͤhrung der obigen Beſtimmungen 
in einzelnen Faͤllen in Folge der obwaltenden beſonderen Verhaͤltniſſe 
die Zahl der mit Stimmrecht berufenen Geiſtlichen dergeſtalt uͤberwie⸗ 
gen, daß auch eine Vermehrung der Gemeinde-Aelteſten angemeſſen 
erſchiene, ſo wird das Konſiſtorium nach Anhoͤrung der betreffenden 
Synode die entſprechende Ergaͤnzung anordnen. Sind mehrere 
Mutter-, Tochter- oder Gaſt-Gemeinden, deren jede einen eigenen 
Gemeinde-Kirchenrath hat, unter Einem Pfarrer vereinigt, fo findet 
die Wahl in einer gemeinſchaftlichen Verſammlung aller Gemeinde⸗ , 
Kirchenraͤthe der Geſammt⸗Parochie ſtatt. Waͤhlbar find alle Ge⸗ = 
meinde⸗Aelteſten der Geſammt⸗Parochie; 51 


es bleibt den Synoden vorbehalten, unter Beſtaͤtigung des Konſiſto⸗ 
riums, Einen bis drei Patrone aus ihrem Kirchenkreiſe zu Ehrenmit⸗ 
gliedern mit vollem Stimmrechte fuͤr die Dauer ihres Patronatrechts 
zu erwaͤhlen. 


IV. Die Kreisſynode verſammelt ſich auf Berufung des Vorſitzenden regel⸗ 
mäßig alle Jahre einmal. Ihre Dauer erſtreckt ſich nicht uͤber zwei 
Tage. Eine laͤngere Dauer iſt nur mit ausdruͤcklicher Genehmigung 
des Konſiſtoriums zulaͤſſig. Außerordentliche Verſammlungen beruft im 
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Falle des Beduͤrfniſſes, deſſen Anregung auch vom Synodal: Borftande 
ausgehen kann, das Konſiſtorium. 


V. Von den Kreisſynoden ſollen in Gemaͤßheit des ihnen zugewieſenen all- 
gemeinen Berufs (J.) folgende Befugniſſe ausgeuͤbt werden: 


1) die Mitaufſicht über die Gemeinden, Geiſtlichen und andere in kirch⸗ 
lichen Berufsaͤmtern ſtehende Perſonen des Kreiſes. Zu dieſem Be: 
huf erhaͤlt ſie bei ihrem jedesmaligen Zuſammentritt durch den Super⸗ \ 
intendenten oder durch die von ihm dazu beſtellten Referenten über 4 
die kirchlichen und ſittlichen Zuſtaͤnde und Beduͤrfniſſe der Gemeinden 5 
Bericht. Es ſteht ihr zu, in eine naͤhere Beſprechung daruͤber einzu⸗ | 
treten und daran die geeigneten Anträge an das Konſiſtorium zu | 
knuͤpfen. Sie ift aber auch außerdem, kraft ihres Aufſichtsrechts, berufen, N 
von ſittlichen Verſtößen unter den Geiſtlichen und Kirchenbeamten 
Kenntniß zu nehmen, und ſo weit ihr nicht (unter Nr. 5.) eigentliche 
Disziplinar⸗Befugniſſe übertragen find, bei dem Konſiſtorium Abhuͤlfe 
zu ſuchen, wenn die von ihr angewandten Mittel der bruͤderlichen 
Ermahnung und Warnung ihren Zweck verfehlt haben; 


2) Begutachtung der von dem Konſiſtorium ihr zugehenden Vorlagen. 
Insbeſondere ſollen die Kreisſynoden gehoͤrt werden: bei kuͤnftiger 
Reviſion der kirchlichen Gemeinde⸗Ordnung und der gegenwartigen Kreis⸗ 
ſynodal⸗Ordnung, ſowie bei der Einrichtung hoͤherer ſynodaler Ver⸗ 
baͤnde und der damit in Zuſammenhang ſtehenden weiteren Ausbildung 
der kirchlichen Verfaſſung; 


3) die Berathung von Antraͤgen an das Konſiſtorium und die Provinzial⸗ 
ſynode, welche von Mitgliedern der Synode oder von den dem Kirchen⸗ 
kreiſe angehoͤrigen Gemeinde-Kirchenrathen, den Vorſtaͤnden kirchlicher 
Anſtalten oder auch von einzelnen Gemeindegliedern ausgehen; 


4) die Entſcheidung in der Rekursinſtanz uͤber die ſtreitige kirchliche 
Stimmberechtigung von Angehörigen der zu dem Kirchenkreiſe gehö⸗ 
rigen Gemeinden (nach Maaßgabe des H. 5. der Grundzuͤge einer 
kirchlichen Gemeinde-Ordnung vom 29. Juni 1850.), ſowie die Ent⸗ 
ſcheidung über die beſtrittene kirchliche Qualifikation (H. 2. des Erlaſſes 
vom 27. Februar 1860.) der von dem Gemeinde⸗Kirchenrathe (nach 
H. 7. der angeführten Grundzüge) zu Aelteſten Vorgeſchlagenen. In 
dieſen Faͤllen findet gegen die von der Kreisſynode getroffene Ent⸗ 

ſcheidung eine weitere Berufung an das Konſiſtorium nur wegen 
Verletzung weſentlicher Erforderniſſe des Verfahrens ſtatt; 


5) die Disziplin uͤber die Gemeinde⸗Aelteſten des Kirchenkreiſes, nach Maaß⸗ 
gabe der daruͤber zu erlaſſenden beſonderen Beſtimmungen. Ferner 
ſoll die Kreisſynode berechtigt ſein, in denjenigen Faͤllen, wo von den 
Gemeinde-Kirchenraͤthen Akte der Disziplin ausgeuͤbt worden find, 
auf die Berufung der Betheiligten in der Rekursinſtanz zu e 
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Auch hat ſie außerdem in anderen dazu geeigneten kirchlichen Disziplinar⸗ 
faͤllen auf Erfordern des Konſiſtoriums ein Gutachten abzugeben; 


6) die Aufficht uͤber die in den Gemeinden beſtehenden Anſtalten für 
chriſtliche Liebeswerke, ſowie die Verwaltung und Leitung der ſaͤmmt⸗ 
lichen Gemeinden des Kirchenkreiſes gemeinſamen Inſtitute für Miſſion, 
Krankenpflege u. ſ. w., jedoch unbeſchadet etwa ſchon beſtehender 
ſtatutariſcher Einrichtungen; 


7) die Errichtung von ſtatutariſchen Beſtimmungen in dem im Vor⸗ 
ſtehenden den Kreisſynoden angewieſenen Geſchaͤftsgebiete unter Be⸗ 
ſtätigung des Konſiſtorrums und Genehmigung des Evangeliſchen 
Ober⸗Kirchenraths; 


8) die Wahl der zu den Provinzialſynoden abzuordnenden Geiſtlichen 
und Gemeinde⸗Aelteſten. Alle Beſchluͤſſe der Kreisſynode werden nach 
der Stimmenmehrheit der Anweſenden gefaßt. In außerordentlichen 
Fällen kann auf Anordnung des Konſtiſtoriums eine ſchriftliche Ab— 
ſtimmung der Synodalen ſtattfinden. 


Die Kreisſynode erhält einen Kreisſynodal-Vorſtand, welcher beſteht: 
aus dem Superintendenten als Vorſitzenden, und aus zwei von der 
Kreisſynode auf drei Jahre gewaͤhlten Beiſitzern, von denen der Eine 
aus der Zahl der ſtimmberechtigten Geiſtlichen, der Andere aus den 
übrigen Mitgliedern gewählt wird. Außerdem wählt die Kreisſynode 
noch je einen Stellvertreter fuͤr die Beiſitzer. Dieſe Stellvertreter werden 
nur im Falle wirklicher Verhinderung der ordentlichen Mitglieder des 
Vorſtandes zugezogen, ſoweit nicht unten (Nr. 6.) eine andere Beſtim⸗ 
mung getroffen iſt. In größeren Synoden kann auf den Antrag des 
Vorſtandes eine Verſtaͤrkung deſſelben mit Genehmigung des Konſiſtoriums 
ftattfinden. Im Falle der Vereinigung mehrerer Dioͤzeſen zu einem 
Kreisſynodal-Verbande nimmt derjenige Superintendent, welcher nicht 
Vorſitzender der Kreisſynode iſt, die Stelle des geiſtlichen Beiſitzers ein. 
Der geiſtliche Beiſitzer hat den Superintendenten in Verhinderungsfaͤllen 
in allen Synodalgeſchaͤften zu vertreten. Jedoch bleibt es dem Konſi⸗ 
ſtorium uͤberlaſſen, in folchen Faͤllen, in welchen eine Vertretung des 
Superintendenten in allen Superintendentur-Verrichtungen von Amts⸗ 
wegen angeordnet werden muß, insbeſondere alſo in Vakanzfaͤllen, auch 
die Synodalgeſchaͤfte dem geordneten Vertreter der Superintendentur zu 
uͤbertragen. Der weltliche Beiſitzer hat den Superintendenten beſonders 
in den ſich aus der oben (V. 6.) bezeichneten Verwaltung ergebenden 
Geſchaͤften zu unterſtuͤtzen. Der Vorſtand der Kreisſynode hat die Aufgabe: 


1) den Superintendenten in den Praͤſidialgeſchaͤften zu unterſtuͤtzen; 

2) fuͤr die Redaktion und die Beglaubigung der Synodalprotokolle zu 
ſorgen; 

3) die Einreichung der Synodalprotokolle an das Konſiſtorium und die 
Vollziehung der von demſelben beſtaͤtigten Beſchluͤſſe, ſoweit dieſe Boll 


(Nr. 5391.) zie⸗ 
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ziehung nicht ausdruͤcklich dem Superintendenten oder einer anderen 
Stelle uͤbertragen wird, zu bewirken; 


4) die Vorlagen fuͤr die naͤchſte Kreisſynode vorzubereiten; 


5) in den unter Nr. V. 4. und 6, der Kreisſynode zur Entſcheidung zu⸗ 
gewieſenen Faͤllen, wenn die Synode nicht verſammelt iſt, vorlaͤufige 
Feſtſetzung zu treffen, welche bis zur naͤchſten Verſammlung der Sy⸗ 
node in Kraft bleibt; 


6) in dem Falle Nr. V. 5., vorbehaltlich des Rekurſes an das Konſiſto⸗ 
rium anſtatt der nicht verſammelten Synode, jedoch unter Zuziehung 
der Stellvertreter, zu entſcheiden; i 


5 ; 
7) in ſchleunigen Zwiſchenfaͤllen dem Konſiſtorium auf Erfordern mit N 
ſeinem Gutachten zu dienen. | 


„Bei den Verſammlungen der Kreisſynode findet eine beſchraͤnkte Oeffent⸗ 
lichkeit ſtatt. Den Kandidaten und nicht ordinirten Geiſtlichen des Kir⸗ 
chenkreiſes, den Aelteſten und Ehrenaͤlteſten deſſelben, den evangeliſchen 
Kirchenpatronen, den Mitgliedern der Kreis- und Provinzial-Behoͤrden 
evangeliſchen Bekenntniſſes, ſowie denen der kirchlichen Centralbehoͤrden 
iſt der Zutritt als Gaͤſten zu geſtatten. Inwieweit noch andere Perfo- 
nen ausnahmsweiſe als Zuhörer zuzulaſſen, haͤngt von dem Beſchluſſe 
des Vorſtandes der Kreisſynode ab. Der General-Superintendent der 
Provinz oder ein von ihm beauftragtes geiſtliches Mitglied des Konfifto- 
riums hat das Recht, jederzeit den Verhandlungen der Kreisſynode bei⸗ 
a dabei das Wort zu ergreifen und Antraͤge an die Synode 
zu ſtellen. 


VIII. Der Evangeliſche Oberkirchenrath iſt beauftragt, im Einverſtaͤndniſſe mit 
dem Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten die zur Ausfuͤhrung dieſes | 
Erlaſſes noͤthige weitere Anordnung zu treffen. 


Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen f 
Kenntniß zu bringen. : 


Berlin, den 5. Juni 1861. 


Wilhelm. 


v. Bethmann-Hollweg. | 


An den Minifter der geiſtlichen Angelegenheiten und den 5 N 
Evangeliſchen Oberkirchenrath. 


Redigirt im Büreau des Staats- Minifteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofhuchdruückerei 
5 (N. Decker). i 


